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3.1 Mitglieder-Potenzial
53

Linksextremismus-Potenzial Bundesrepublik Deutschland 2018 2019

Marxisten-Leninisten und andere revolutionäre Marxisten 24.000 25.300 

Autonome und sonstige gewaltbereite Linksextremisten54  

sowie Anarchisten55

9.000 9.200

Summe 33.000 34.500

Nach Abzug von Mehrfachmitgliedschaften 32.000 33.500

Davon gewaltorientierte Linksextremisten56 9.000 9.200

Linksextremismus-Potenzial Niedersachsen57 2018 2019

Marxisten-Leninisten und andere revolutionäre Marxisten 425 425

Autonome und sonstige gewaltbereite Linksextremisten sowie 

Anarchisten58

700 780

Summe 1.125 1.205

53 Die Zahlenangaben sind zum Teil geschätzt und gerundet.

54 In die Statistik sind nicht nur tatsächlich als Täter/Tatverdächtige festgestellte Personen 
einbezogen, sondern auch solche Linksextremisten, bei denen lediglich Anhaltspunkte 
für Gewaltbereitschaft gegeben sind. Erfasst sind nur Gruppen, die feste Strukturen auf-
weisen und über einen längeren Zeitraum aktiv waren. Das Mobilisierungspotenzial der 
„Szene“ umfasst zusätzlich mehrere tausend Personen.

55 Das Mitgliederpotenzial umfasste auch bisher schon die Anarchisten, ohne diese aus-
drücklich zu nennen.

56 Bis 2013 hat das Bundesamt für Verfassungsschutz bei der Darstellung des Personen-
potenzials ausschließlich die Anzahl der gewaltbereiten Linksextremisten ausgewiesen. 
Ab 2014 gibt es nunmehr die Anzahl gewaltorientierter Linksextremisten an, in der die 
Zahl der gewaltbereiten Linksextremisten als Teilmenge enthalten ist.

57 Die für den Bund eingefügte Fußnote gilt entsprechend auch für Niedersachsen. Auf den 
Abzug von Mehrfachmitgliedschaften in Höhe von circa zwei Prozent wie beim Bund ist 
verzichtet worden.

58 Das Mitgliederpotenzial umfasste auch bisher schon die Anarchisten, ohne diese aus-
drücklich zu nennen.
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3.2 Einführung

Für die Ideologie des deutschen Linksextremismus sind die beiden 

ideengeschichtlichen Grundströmungen des 19. Jahrhunderts, Mar-

xismus und Anarchismus, von fundamentaler Bedeutung. Links-

extremisten greifen die in der amerikanischen Menschenrechtser-

klärung von 1776 und die in der Französischen Revolution von 1789 

proklamierten Werte Freiheit und Gleichheit in radikaler Zuspitzung 

auf und wollen den demokratischen Rechtsstaat auch auf revolu-

tionärem und gewaltsamem Wege überwinden, um ihn durch eine 

klassenlose bzw. herrschaftsfreie Gesellschaft zu ersetzen.

Kommunistische Gruppierungen wollen das bestehende politische 

System zerschlagen und streben über die Errichtung einer Diktatur 

des Proletariats unter Führung einer „proletarischen Avantgarde“ das 

Absterben des Staates und seine Ersetzung durch eine klassen lose 

Gesellschaft an. Marxistisch-Leninistische Organisationen wie die 

„Deutsche Kommunistische Partei“ (DKP), die „Marxistisch-Leninis-

tische Partei Deutschlands“ (MLPD), aber auch die extremistischen 

Teile der Partei DIE LINKE. halten daher an der Idee einer Revolution 

der Arbeiterklasse fest. Demgegenüber propagieren anarchistische 

Gruppierungen die Überwindung des bestehenden politischen Sys-

tems auf dem Wege massenhaften zivilen Ungehorsams59 und „vor-

bildhafter“ Selbstorganisation. Da Anarchisten generell den Staat, 

seine Institutionen und Repräsentanten ablehnen, streben sie un-

mittelbar nach einer erfolgreichen Revolution eine herrschaftsfreie 

Gesellschaft an. Linksextremistische Organisationen stimmen in der 

Notwendigkeit einer revolutionären Veränderung der bestehenden 

Verhältnisse überein, die das internationale Zusammenwirken aller 

revolutionären Kräfte erfordert (Internationalismus). Kommunismus 

und Anarchismus unterscheiden sich in der Bewertung der Freiheits-

rechte. Überdeckt der übersteigerte Gleichheitsbegriff kommunis-

tisch ausgerichteter Organisationen die individuellen Freiheitsrech-

te, lehnen anarchistische Gruppierungen staatliche Organisationen, 

Machtstrukturen und Hierarchien generell ab. Beide orientieren 

sich an der Utopie einer klassen- bzw. herrschaftsfreien Ordnung,  

59 Ziviler Ungehorsam ist insbesondere bei den „gewaltfreien“ Anarchisten der Verstoß ge-
gen ein Gesetz aus Gewissensgründen; dabei wird bewusst in Kauf genommen, dafür 
bestraft zu werden.
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d. h. an dem Ideal von der vollkommenen Befreiung des Menschen 

von allen gesellschaftlichen, politischen, ökonomischen, religiö-

sen und kulturellen Zwängen. Anarchisten, die in ihrem konkreten 

politischen Handeln diesen utopischen Entwurf vorzuleben versu-

chen, verneinen auf Machtstrukturen beruhende Zwischenstadi-

en zur Realisierung dieser klassenlosen Gesellschaft wie die von 

Kommunisten angestrebte Diktatur des Proletariats. Das westliche 

Gesellschaftsmodell, d. h. die soziale Marktwirtschaft sowie der 

demokratische Rechtsstaat und die ihn repräsentierenden Mäch-

te, allen voran die USA und ihre Verbündeten sowie westlich ge-

prägte Bündnissysteme wie die NATO und die Europäische Union 

(EU), stehen für den Gegenentwurf zum ideologischen Weltbild der 

Linksextremisten und sind so eines ihrer zentralen Feindbilder. Die 

linksextremistische Kritik konzentriert sich vor allem auf die (inter-

nationalen) Großkonzerne, die NATO und ihre Führungsmacht, die 

USA. Die Verantwortung für internationale Konflikte und Krisen 

verorten sie im Westen. Die wechselweise als kapitalistisch oder 

neoliberal bezeichnete westliche Wirtschaftsordnung wird grund-

sätzlich als Ausbeutung des Menschen durch den Menschen ab-

gelehnt. Linksextremisten wollen dem ihrer Meinung nach „ent-

fesselten Kapitalismus“ Einhalt gebieten und fordern, wie z. B. 

die „Interventionistische Linke“ (IL) auf ihrer Internetseite, „Make  

capitalism history!“.

3.3 Aktuelle Entwicklungen im 
Linksextremismus

Die Entwicklung des Linksextremismus wurde auch im Berichtsjahr 

2019 von der autonomen Szene bestimmt. Als Reaktion auf die 

bereits seit den 1990er Jahren zunehmende interne Kritik an der 

Theorieferne, der Unorganisiertheit und der Selbstbezogenheit der 

autonomen Bewegung sind Teile der autonomen Szene weiter be-

strebt, der Ideologie-, Organisations- und Bündnisfrage mehr Raum 

zu geben. Vor diesem Hintergrund sind in den letzten Jahren bun-

desweit verschiedene sich als postautonom verstehende Bündnisse 

entstanden.
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Um an das demokratische Spektrum anschlussfähig zu sein, grei-

fen „Autonome“, insbesondere „Postautonome“, Themen auf, die 

bis weit in die Mitte der Gesellschaft anschlussfähig sind und viele 

Menschen zum zivilgesellschaftlichen Engagement herausfordern. 

Dabei wähnen sie sich im Einklang mit der Mehrheitsgesellschaft. Im 

Gegensatz zum demokratischen Protest, der frei ist von systemüber-

windenden Forderungen, basiert der linksextremistische auf ideo-

logischen Grundannahmen, für die eine prinzipielle Gegnerschaft 

zum politischen System der Bundesrepublik und seiner Wirtschafts-

ordnung kennzeichnend ist. Linksextremisten dienen Themen wie 

„Anti faschismus“, „Antirepression“, „Antimilitarismus“, „Anti-

gentrifizierung“ oder „Antirassismus“ daher vor allem als Plattform  

für ihr eigentliches Ziel, den Kampf gegen den demokratischen 

Rechtsstaat. So sind niedersächsische Linksextremisten in diesen 

Themenfeldern aktiv, wobei der „Kampf gegen den Faschismus“ 

und gegen den „Kapitalismus“ für sie im Vordergrund steht, denn 

erst wenn der Kapitalismus als „Wurzel allen Übels“ überwunden 

ist, lassen sich ihrer Auffassung nach alle anderen gesellschaftlichen 

Probleme lösen. 

Zu den herausragenden Ereignissen im zurückliegenden Jahr ge-

hören die vier Anschläge auf die im Göttinger Amtshaus ansässige 

Ausländerbehörde60, dessen bisherigen Höhepunkt der Brandan-

schlag vom 25.11.2019 darstellte. Die linksextremistisch motivierten 

Übergriffe auf Funktionäre der Partei Alternative für Deutschland 

(AfD) und die virulente Gewalt gegenüber Rechtsextremisten bzw. 

denjenigen, die Linksextremisten dafür halten, setzten sich 2019 

fort. Diese Ereignisse zeigen in der Gesamtschau, dass die Hemm-

schwelle von Linksextremisten zur Anwendung von Gewalt – auch 

gegen Menschen – weiterhin niedrig ist. Darüber hinaus fällt auf, 

dass die autonome Szene zunehmend die Klimaschutzproblematik 

thematisiert und versucht, an die nichtextremistische Klimaschutz-

bewegung anschlussfähig zu werden. Beispielhaft sei hier nur die 

Fridays for Future-Bewegung genannt.61

60 Siehe im Einzelnen Kapitel 3.4, Abschnitt „Kampf gegen Rassismus”.

61 Siehe im Einzelnen Kapitel 3.4, Abschnitt „Klimaschutz”.
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Im Bereich des parteigebundenen Linksextremismus setzte sich 

die zunehmende politische Bedeutungslosigkeit der orthodox 

marxistisch-leninistisch ausgerichteten Parteien „Deutsche Kom-

munistische Partei“ (DKP) und „Marxistisch-Leninistische Partei 

Deutschlands“ (MLPD) auch 2019 weiter fort. Neben kontinuierlich 

schwachen Wahlergebnissen von deutlich unter einem Prozent62 lei-

den beide Parteien unter einer massiven Überalterung ihrer Mitglie-

der. Zudem stagnieren die Mitgliederzahlen beider Parteien seit Jah-

ren auf niedrigem Niveau. Sowohl die DKP als auch die MLPD sind in 

der niedersächsischen Öffentlichkeit kaum wahrnehmbar und wer-

den für die Beurteilung des linksextremistischen Gesamtpotenzials 

nur eine untergeordnete Rolle spielen.

Die zwei offen extremistischen Zusammenschlüsse in der Partei 

DIE LINKE., die „Kommunistische Plattform“ (KPF) und die „Anti-

kapitalistische Linke“ (AKL), streben nach wie vor, wenn auch in 

unterschiedlicher Ausführung und Intensität, die Überwindung der 

bestehenden politischen Ordnung der Bundesrepublik an und wol-

len diese durch ein sozialistisches bzw. kommunistisches System 

ersetzen. Um dieses Ziel zu erreichen, versuchen sie Einfluss auf 

das politische Profil der Partei DIE LINKE. und deren inhaltliche Aus-

richtung zu nehmen. So nehmen ihre Mitglieder beispielsweise mit 

eigenen Delegierten an Parteitagen der Partei DIE LINKE. teil und 

bringen sich dort mit eigenen Anträgen ein. Diese Vorgehensweise 

dient ihnen dazu, die Deutungshoheit bei bestimmten Themen, wie 

beispielsweise den Umgang mit der SED-Diktatur, zu erlangen. Aus 

diesem Grunde geht der Niedersächsische Verfassungsschutz davon 

aus, dass die beiden extremistischen Zusammenschlüsse der Partei 

DIE LINKE. auch 2020 versuchen werden, Einfluss auf ihre Partei in 

Niedersachsen zu nehmen.

62 DKP – Bundestagswahl 2017: 0,0 Prozent; Landtagswahl 2017: nicht angetreten;  
MLPD – Bundestagswahl 2017: 0,1 Prozent; Landtagswahl 2017: nicht angetreten.
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Ausblick

Vor dem Hintergrund des Auftretens rechtspopulistischer Partei-

en und rechtsextremistischer Gruppierungen wird der Antifaschis-

mus auch 2020 im Mittelpunkt linksextremistischer Aktivitäten 

in Niedersachsen stehen. Gelingt es der Klimaschutzbewegung, 

die Menschen weiterhin bis weit in die Mitte der Gesellschaft zu 

mobilisieren, so muss davon ausgegangen werden, dass auch die 

linksextremistische Szene weiterhin den Anschluss an diese Bewe-

gung suchen wird, um sie für ihre Interessen zu instrumentalisieren. 

Ereignisse mit bundesweiter bzw. internationaler Bedeutung wie die 

Militärübung „DEFENDER Europe 2020“, die Castor-Transporte ins 

atomare Zwischenlager Biblis und der EU-China-Gipfel in Leipzig 

dürften auch bei niedersächsischen Linksextremisten zu Protesten 

führen. Die Entwicklungen des Jahres 2019 zeigen, dass dabei im 

Jahre 2020 die Hemmschwelle zur Anwendung von Gewalt auch 

gegenüber Menschen weiterhin gering sein wird. Insgesamt ist auch 

2020 davon auszugehen, dass sich die Radikalisierung der links-

extremistischen Szene in Niedersachsen auf gleichbleibend hohem  

Niveau bewegen wird.

3.4 Autonome/Postautonome  
und sonstige gewaltbereite  
Linksextremisten 

Sitz/Verbreitung Landesweite Präsenz mit Schwerpunkten in Braunschweig, 

Göttingen, Hannover, Lüneburg, Oldenburg und Osnabrück

Mitglieder/ 

Anhänger/ 

Sympathisanten

Bund: 8.300   Niedersachsen: 750  

Publikationen „Alhambra“, Oldenburg (unregelmäßig)  

„autonomes Blättchen“, Hannover (unregelmäßig) 

Finanzierung Finanzierung von Aktionen und Kampagnen durch Spenden  

sowie Solidaritätsveranstaltungen, keine Mitgliedsbeiträge



140

Linksextremismus

Kurzportrait/Ziele Das Ziel autonomer Gruppierungen ist es, den Staat und seine 

Institutionen auch gewaltsam abzuschaffen und durch eine „herr-

schaftsfreie Gesellschaft“ zu ersetzen. Die autonome Bewegung 

kennt dabei keine mit kommunistischen Organisationen vergleich-

bare einheitliche und dogmatische Ideologie. Ihr Weltbild setzt 

sich vielmehr aus kommunistischen und anarchistischen Elemen-

ten zusammen.

Die verschiedenen Gruppen der autonomen Bewegung finden 

sich über Aktions- und Themenfelder zusammen, die sich zu 

einem erheblichen Teil an aktuellen politischen Ereignissen und 

Problemfeldern orientieren. Diese Vorgehensweise soll dazu bei-

tragen, den autonomen Widerstand öffentlich besser zu vermit-

teln, um so gesamtgesellschaftlich anschlussfähiger zu werden.

Gegenwärtig sind vor allem die Themenfelder „Antifaschismus“, 

„Antirepression“, „Antigentrifizierung“, „Antimilitarismus“ 

und vor allem der Klimaschutz für das autonome Spektrum in 

Niedersachsen von Bedeutung. Die autonome Szene sieht sich 

seit mehreren Jahren mit der Problematik konfrontiert, dass sie 

aufgrund interner Streitigkeiten und einer oftmals brüchigen 

Vernetzung nur unzureichend agieren kann. Um diesem Umstand 

etwas entgegenzusetzen, haben sich bundesweit sogenannte 

postautonome Zusammenhänge etabliert, die mit langfristigen 

Bündnisstrukturen versuchen, die „Autonomen“ aus der auch von 

ihnen selbst beklagten Krise zu holen. Für Niedersachsen sind dabei 

vor allem die „Interventionistische Linke“ (IL) und das Bündnis „…

ums Ganze! Kommunistisches Bündnis“ (uG) relevant.
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„Die Postautonomen“

Autonome Gruppierungen sind nicht wie kommunistische Organi-

sationen von einer einheitlichen Ideologie geprägt. Sie verknüpfen 

vielmehr Elemente kommunistischer und anarchistischer Weltbilder 

miteinander. „Autonome“ im klassischen Sinne verstehen sich zwar 

auch als undogmatische Linke und streben wie die Vertreter der or-

thodoxen bzw. dogmatischen K-Gruppen63 die sozialistische Revoluti-

on an, beantworten die „Organisationsfrage“ aber anders. Sie lehnen 

eine staatliche Ordnung und jegliche Form von Hierarchien ab und 

sprechen sich für die Selbstorganisation des Zusammenlebens aus.

Schon seit Jahren leidet die autonome Szene sowohl bundesweit als 

auch in Niedersachsen unter internen Streitigkeiten und einer ho-

hen Fluktuation. So existieren autonome Gruppierungen oftmals nur 

kurzfristig und haben Probleme, ihre Akteure zu motivieren. Verant-

wortlich dafür sind vor allem ungelöste Organisationsdebatten und 

eine theoretische Orientierungslosigkeit. Diese Entwicklung hat die 

„Autonomen“ in eine substanzielle inhaltliche und strukturelle Krise 

gestürzt. Teile der autonomen Szene reflektieren diese Missstände 

schon seit längerem und versuchen, für konkrete Projekte Gruppen-

strukturen und Netzwerke aufzubauen. Diese sich oftmals als post-

autonom bezeichnenden Gruppierungen verstehen sich nach wie vor 

als „Autonome“, auch wenn sie sich in einigen Punkten von diesen 

unterscheiden. Ihre Politik ist langfristiger angelegt und verfolgt eine 

Strategie der kleinen Schritte. Sie wollen sich organisieren, vernetzen 

und betreiben innerhalb des autonomen Spektrums eine strategische 

Bündnisorientierung mit einer breiten Öffnung ins demokratische 

Spektrum und zu bislang unpolitischen Bevölkerungsschichten, um 

dort für einen Bruch mit dem Kapitalismus zu werben. Ideologisch 

orientieren sie sich an marxistisch-leninistischen Weltbildern. Sie ver-

zichten aber bewusst auf eine exakte ideologische Festlegung und 

somit auf eine dogmatische Interpretation der marxistischen und an-

archistischen Klassiker. Diese ideologische Unverbindlichkeit macht 

es ihnen möglich, sich auf der Basis von Minimalkonsensen bis weit 

in orthodoxe, aber auch nichtextremistische Kreise zu vernetzen. So 

63 Der Begriff „K-Gruppen“ ist eine Sammelbezeichnung für politische Gruppierungen wie 
den Kommunistischen Bund Westdeutschlands (KBW) oder die MLPD, die sich seit dem 
Ende der 1960er Jahre am Marxismus-Leninismus maoistischer Prägung orientieren und 
sich die Beseitigung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung zum Ziel gesetzt 
haben.
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wollen sie in einem langfristigen Prozess die herrschenden Verhält-

nisse überwinden und eine kommunistische Gesellschaft errichten. 

„Postautonome“ greifen deshalb aktuelle politische (Krisen-)Themen 

auf, die bis in die Mitte der Gesellschaft anschlussfähig sind und ver-

suchen, über deren gezielte Zuspitzung möglichst viele Personen zu 

erreichen und mittelfristig zu radikalisieren. So waren sie beispielswei-

se im Jahr 2019 an den bundesweiten Protesten gegen den Braunkoh-

leabbau und für den Klimaschutz beteiligt.

„Interventionistische Linke“ (IL)

Die IL ist zurzeit das bedeutendste postautonome Bündnis. Sie entstand 

1999 als eine „strategische Verabredung“ undogmatischer Linksextre-

misten verschiedener Strömungen. In sogenannten Beratungstreffen 

fanden sich Gruppierungen und Einzelpersonen zusammen, um Über-

legungen anzustellen, wie die Handlungsfähigkeit und Wahrnehmbar-

keit der „radikalen Linken“ in der Bundesrepublik Deutschland erhöht 

werden könne. Ab 2004 wurden diese Treffen gezielt für linksextre-

mistische Gruppen aus dem postautonomen Spektrum geöffnet. Es 

entstand ein bundesweit agierendes Netzwerk aus linksextremistischen 

Gruppierungen und Einzelaktivisten, dem in geringem Maße auch nicht-

extremistische Personen angehörten. Dem folgte ab 2010 eine inten-

sive Organisationsdebatte, die mit einem von der IL herausgegebenen  

„Zwischenstandspapier“ vom 11.10.2014 die Umstrukturierung der IL 

von einem Netzwerk zu einer Organisation abschloss.

Um an das demokratische Spektrum anschlussfähig zu sein, geben 

sich ihre Akteure ideologisch bewusst undogmatisch. Zugleich be-

mühen sie sich um ein gemäßigteres äußeres Erscheinungsbild, als 

es sonst in der autonomen Szene üblich ist. So sind ihre Protagonis-

ten beispielsweise bei Demonstrationen bereit, auf szenetypische 

Kleidung und die Anwendung von Gewalt zu verzichten. Dabei 

handelt es sich jedoch um ein rein taktisches Verhalten, hinter dem 

sich eine latent vorhandene Militanz verbirgt, wie die IL in ihrem  

„Zwischenstandspapier“ deutlich macht: 

„Unsere Mittel und Aktionsformen, defensive wie offensive, bestimmen wir also strategisch 

und taktisch in den jeweiligen Situationen.  Es geht uns darum, die kollektive Fähigkeit her-

zustellen, die Wahl der Mittel nach unseren Zielen selbst zu bestimmen.“

(Internetseite der IL, 11.12.2018)
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Aus diesem Grund kann die IL eine Scharnierfunktion zwischen dem 

gewaltorientierten linksextremistischen Spektrum, den dogmati-

schen Linksextremisten und dem demokratischen Protest einneh-

men. Das ermöglicht ihr, Mobilisierungserfolge zu erzielen und un-

terstreicht zugleich die wachsende Bedeutung des Netzwerkes für 

die gesamte linksextremistische Szene. Ihre verfassungsfeindliche 

Ausrichtung bringt die IL u. a. in ihrem Selbstverständnis zum Aus-

druck. Darin macht sie deutlich, dass es ihr nicht um grundgesetz-

konforme reformerische Veränderungen des kapitalistischen Wirt-

schaftssystems geht, sondern um die revolutionäre Überwindung 

des demokratischen Rechtsstaates:

„Wir wollen eine radikale Linke, die aktiv nicht nur gegen die Zumutungen und Grausam-

keiten, sondern gegen den Kapitalismus insgesamt kämpft, die dabei immer wieder neue 

Allianzen sucht, die Brüche vertieft und Chancen ergreift, die lieber Fehler macht und aus 

ihnen lernt, anstatt sich im Zynismus der reinen Kritik zu verlieren. Wir wollen eine radikale 

Linke, die auf den revolutionären Bruch mit dem nationalen und globalen Kapitalismus, mit 

der Macht des bürgerlichen Staates und allen Formen von Unterdrückung, Entrechtung, 

Diskriminierung orientiert ist. Kurz: Wir wollen eine neue, gesellschaftliche radikale Linke, 

die um politische Hegemonie ringt und Gegenmacht organisiert.“

(Internetseite der IL, 11.12.2018)

Gegenwärtig bestehen in 30 deutschen Städten64 

sowie in Graz (Österreich) Ortsgruppen der IL, zwei 

davon in Niedersachsen (Göttingen und Hannover). 

Die IL folgt eigentlich dem Prinzip, wonach pro Stadt 

nur eine Ortsgruppe bestehen soll. In Göttingen ist 

diese Ausrichtung jedoch bislang nicht angenom-

men worden. Dort sind die beiden Gruppierungen 

„Antifaschistische Linke International“ (A.L.I.) und 

„Basisdemokratische Linke“ (BL) weiterhin eigen-

ständige Mitglieder der IL.

64 An folgenden deutschen Standorten gibt es IL-Ortsgruppen: Aschaffenburg, Berlin,  
Bielefeld, Bremen, Darmstadt, Düsseldorf, Frankfurt am Main, Freiburg, Göttingen, Halle, 
Hamburg, Hannover, Heidelberg, Heilbronn, Karlsruhe, Kassel, Kiel, Köln, Leipzig, Lübeck, 
Mannheim, Marburg, München, Münster, Norderstedt, Nürnberg, Rostock, Ruhr, Stutt-
gart, Tübingen. 



144

Linksextremismus

„Bündnis ...ums Ganze! Kommunistisches Bündnis“ (uG)

Ein weiteres postautonomes Bündnis mit niedersächsischer Betei-

ligung stellt das Bündnis uG dar. In ideologischer Abgrenzung zur 

antiimperialistisch ausgerichteten IL ist das Bündnis uG dem an-

tideutschen Lager zuzurechnen.65 Folgt man der Selbstdarstellung 

des Bündnisses, so wurde es 2006 gegründet, um „linksradikale 

Gesellschaftskritik überregional zu organisieren und handlungsfähig 

zu machen.“ Nach eigener Aussage geht es dem Bündnis uG dabei 

nicht nur um eine „Kritik, für die es weder Institutionen noch Parla-

mente noch feste Verfahren“ gebe, sondern auch um die „Kritik ge-

sellschaftlicher Herrschaft als ganzer“. Das postautonome Bündnis 

strebt nach einer herrschaftsfreien kommunistischen Gesellschaft. 

Wie diese Gesellschaftsform konkret aussehen soll, bleibt jedoch, 

wie so oft im Linksextremismus, äußerst diffus.

Das Bündnis uG ist derzeit in elf deutschen Städten66 sowie in Wien 

(Österreich) organisiert. Deren Gruppierungen „Fast Forward Han-

nover“ und die „Redical [M]“ aus Göttingen sind in Niedersachsen 

ansässig.

Antiimperialisten und Antideutsche

Die sogenannten Antideutschen bildeten sich mit Beginn der 1990er 

Jahre vor dem Hintergrund zunehmender rechtsextremistischer 

Übergriffe auf Migranten als eine neue Strömung innerhalb des 

autonomen Spektrums heraus. Ideologisch wenden sie sich gegen 

einen vermeintlichen deutschen Nationalismus. Mit der deutschen 

Wiedervereinigung befürchteten ihre Aktivisten ein Erstarken des 

Nationalismus innerhalb der vereinigten Bundesrepublik und die 

Entstehung eines „IV. Reichs“ durch die Rückkehr zum National-

sozialismus. 

Im Zuge der Golfkriege von 1990 und 2003 solidarisierten sich die 

Antideutschen bedingungslos mit dem Staat Israel und seiner Schutz-

macht, den USA. Eine für „Autonome“ ungewöhnliche politische  

Haltung, da sie prinzipiell staatliche Strukturen, Institutionen und 

65 Zur Erläuterung der Begriffe „antiimperialistisch“ und „antideutsch“ siehe die Ausführun-
gen im folgenden Abschnitt „Antiimperialisten und Antideutsche“.

66 In folgenden deutschen Städten gibt es Gruppierungen, die im Bündnis uG organisiert 
sind: Bremen, Berlin, Dresden, Hannover, Göttingen, Köln, Frankfurt am Main, Leipzig, 
München, Saarbrücken, Tübingen. 

Logo „Fast Forward  
Hannover“
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Repräsentanten ebenso ablehnen wie das westliche Wirtschafts- 

und Gesellschaftsmodell und jegliche Form von Militär. Aufgrund 

dieser Widersprüchlichkeit kam es zum Bruch zwischen den An-

tideutschen, die bislang immer nur eine Minderheitenposition inner-

halb des autonomen Spektrums vertraten und vertreten, und den 

die autonome Szene dominierenden sogenannten Antiimperialisten 

mit ihrer ausgeprägten antiwestlichen, insbesondere antiamerikani-

schen und antiisraelischen Haltung. Dieser ideologische Bruch voll-

zieht sich nicht nur im autonomen, sondern auch im postautonomen 

Spektrum. So ist beispielsweise die IL mit ihren niedersächsischen 

Ablegern in Hannover und Göttingen als antiimperialistisch zu cha-

rakterisieren, während das Bündnis uG eindeutig antideutsch ge-

prägt ist.67 Nicht selten führen diese Diskrepanzen zur Lähmung der 

politischen Arbeit innerhalb der autonomen Szene, da beide Seiten 

nur bedingt dazu bereit sind, miteinander zu kooperieren.

Autonome Gewalt

„Autonome“ kennzeichnet ein hohes Maß an Gewaltbereitschaft. 

Die autonome Gewaltbereitschaft basiert dabei auf einem klaren 

Feindbild, zu dessen tragenden Säulen der Staat und seine Reprä-

sentanten sowie Rechtsextremisten, aber auch szenekritische Wis-

senschaftler zählen. Politisch motivierte Gewalt dient Autonomen 

als „Geburtshelfer einer neuen Gesellschaft“, denn um die ange-

strebte herrschaftsfreie Gesellschaft zu errichten, muss zuvor der 

demokratische Rechtsstaat als Garant der bisherigen Ordnung be-

seitigt werden. Gewalt hat dabei für „Autonome“ immer auch eine 

Außen- und eine Binnenwirkung. Nach außen dient sie u. a. dazu, 

öffentliche, insbesondere mediale Aufmerksamkeit zu erregen und 

Unterstützung für die eigenen Positionen zu finden. Darüber hinaus 

soll sie die Kosten für bestimmte politische Entscheidungen so in die 

67 Die beiden Göttinger Gruppen „Antifaschistische Linke International“ (A.L.I.) und  
„Basisdemokratische Linke Göttingen“ (BL) sind Teil der antiimperialistisch ausgerichte-
ten IL, während die „Redical [M]“ die Göttinger Ortsgruppe des antideutsch ausgerichte-
ten Bündnisses uG bildet. In Hannover ist die Gruppierung „Fast Forward Hannover“ im  
Bündnis uG organisiert, darüber hinaus gibt es eine IL-Ortsgruppe Hannover.
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Höhe treiben, dass diese politisch nicht mehr durchsetzbar sind.68 

Zugleich wirkt die Gewalt nach innen integrations- und identitäts-

stiftend für die jeweiligen Bezugsgruppen. Die gewaltsame Ausein-

andersetzung mit der Polizei ist der förmliche Ritterschlag für den 

einzelnen „Autonomen“, denn sie befördert seinen Aufstieg in den 

formal nicht existenten Hierarchien innerhalb seiner Bezugsgruppe. 

Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, dass Gewalt – wie 

auch in anderen Extremismusbereichen – ästhetisiert und heroisiert 

wird. So stilisieren sich „Autonome“ gern auf Fotos und Plakaten 

als „lonesome cowboy“ oder „streetfighter“ vor brennenden Barri-

kaden oder Autos. Dadurch zeigen sie zugleich die Faszination, die 

Gewalt auf sie ausübt. Gewalt wird somit zu einem unverzichtba-

ren Lebensgefühl. In manchen Situationen herrscht sogar eine re-

gelrechte Gewaltbegeisterung, denn „es macht einfach Spaß, den 

Bullen eins in die Fresse zu hauen …“ wie es in einem ihrer Selbst-

zeugnisse heißt.69 

Um die von „Autonomen“ ausgehende Gewalt richtig einordnen zu 

können, muss man sich den für sie und die „Postautonomen“ gel-

tenden Gewaltbegriff vergegenwärtigen. Dem linksextremistischen 

Verständnis nach üben die „kapitalistischen Produktionsverhältnis-

se“ Gewalt gegen ihre Bürger aus: sie stellen eine auf gesellschaftli-

chen Strukturen, Werten, Normen, Institutionen und Machtverhält-

nissen basierende „strukturelle Gewalt“ gegenüber den Bürgern dar 

und hindern diese daran, sich ihren Anlagen und Möglichkeiten ent-

sprechend frei entfalten und somit selbst verwirklichen zu können. 

Aus dieser so empfundenen „Gewalt des Systems“ leiten „Autonome“ 

und sonstige gewaltbereite Linksextremisten quasi ein Naturrecht 

auf gewaltsamen Widerstand ab. Linksextremistische Gewalt ver-

steht sich demzufolge als „Gegengewalt“, als ein reaktives und da-

durch legitimes Mittel, um die herrschende Gewalt aufzubrechen 

und Veränderungen herbeizuführen.

68 Die Castor-Transporte sind hierfür ein gutes Beispiel. Ihre Gegner wussten, dass sie die 
Züge mit den Castoren auf den Weg ins atomare Zwischenlager nach Gorleben nicht auf-
halten können. Durch Blockaden und Schotter-Aktionen versuchten Teile von ihnen aber, 
die Transporte möglichst lange aufzuhalten. So wollten sie die Kosten für die Castor-Trans-
porte in die Höhe treiben in der Hoffnung, dass sie irgendwann allein aus Kostengründen 
nicht mehr durchführbar sein würden. 

69 A.G. Grauwacke, Autonome in Bewegung. Aus den ersten 23 Jahren, Berlin 3. Auflage 
2003, S. 148.
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„Postautonome“ teilen zwar grundsätzlich das autonome Gewalt-

verständnis. Im Gegensatz zu den „klassischen“ „Autonomen“ ist 

ihr Verhältnis zur Militanz aber vor allem taktischer Natur. Einerseits 

distanzieren sie sich von der Anwendung von Gewalt, um so das 

demokratische Spektrum als potenziellen Bündnispartner und ihre 

Scharnierfunktion zwischen den extremistischen und nichtextre-

mistischen Milieus nicht zu gefährden. Andererseits betonen sie, es 

gehe ihnen darum, die Wahl der Mittel entsprechend den eigenen 

Zielen selbst zu bestimmen. 

Vor diesem Hintergrund wird schon seit geraumer Zeit in der links-

extremistischen Szene eine Debatte über das Für und Wider von Ge-

walt als Mittel zur Durchsetzung der eigenen Interessen geführt. In 

dieser „Militanzdebatte“ geht es nicht um ein Ja oder Nein zur Ge-

walt an sich. Einzig die Legitimität der Anwendung von Gewalt auch 

gegen Menschen und nicht allein gegen Sachen wird diskutiert. Da 

Gewalt dem autonomen Verständnis nach politisch für diejenigen 

vermittelbar sein soll, die man befreien will, wird bislang gezielte 

Gewalt gegen Menschen mehrheitlich abgelehnt. Davon ausgenom-

men sind aber Polizisten und Rechtsextremisten. Sie gelten als das 

personifizierte Feindbild eines jeden „Autonomen“, ihnen werden 

Menschenwürde und Grundrechte abgesprochen. Gewalt gegen sie 

gilt als legitim und vermittelbar und wird zumindest billigend in Kauf 

genommen.

Grund der Beobachtung/Verfassungsfeindlichkeit 

Gemeinsames Ziel aller autonomen Gruppierungen ist es, den Staat 

und seine Institutionen auch gewaltsam abzuschaffen und durch 

eine „herrschaftsfreie Gesellschaft“ zu ersetzen. Hiermit richten sie 

sich gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung und sind 

demnach verfassungsfeindlich (§ 3 Abs. Nr. 1 NVerfSchG).

Aktionsfelder

Kampf gegen Faschismus

Zentrales Anliegen der Autonomen ist der Kampf gegen Faschismus 

bzw. der „Antifaschismus“, einhergehend mit dem damit unmittel-

bar verbundenen Kampf gegen den Kapitalismus. Unter Rückgriff 
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auf die von dem damaligen Vorsitzenden der Kommunistischen 

Internationale (Komintern), Georgi Dimitroff, im August 1935 auf 

dem VII. Weltkongress der Komintern in Moskau aufgestellte These, 

wonach der Faschismus „die offene terroristische Diktatur der re-

aktionärsten, am meisten chauvinistischen, am meisten imperialis-

tischen Elemente des Finanzkapitals“70 sei, ist der Faschismus dem 

links extremistischen Verständnis nach dem Kapitalismus immanent. 

Faschismus kann deshalb diesem Verständnis nach nur dann erfolg-

reich bekämpft werden, wenn zugleich auch seine Ursache, der 

Kapitalismus, beseitigt wird. Konsequenter „Antifaschismus“ zielt 

daher für Linksextremisten zwangsläufig nicht nur auf die kapitalis-

tische Wirtschaftsordnung, sondern auch auf die „Marionette des 

Kapitals“, den zu überwindenden demokratischen Rechtsstaat.

Ereignisse im Zusammenhang mit der Partei Alternative für 

Deutschland (AfD)

Wie in den Jahren zuvor, konzentrierte sich die autonome Szene auch 

2019 auf ihre „Antifaschismus-Arbeit“, insbesondere auf die direkte 

Auseinandersetzung mit der AfD. Vor allem Pkws und Wohnhäuser 

von AfD-Angehörigen stellten Angriffsziele der autonomen Szene 

dar. So verunstalteten in der Nacht vom 03. auf den 04.01.2019 

unbekannte Täter das Wohnhaus eines niedersächsischen Kreis-

tagsabgeordneten der AfD in Meppen mit roter Graffiti-Farbe. Sie 

beschmierten das Haus mit den Schriftzügen „AfD Fascho“ und 

„AFA71“, sprühten Hammer und Sichel auf die Hauswand und Bau-

schaum in den Briefkasten. Dem betroffenen Kreistagsabgeordne-

ten entstand ein Sachschaden in Höhe von etwa 5.000 Euro. 

In der Nacht vom 02. auf den 03.02.2019 haben bislang unbekann-

te Täter im Barsinghausener Ortsteil Langreder (Region Hannover) 

auf dem Grundstück eines AfD-Ratsherrn dessen Privat-Pkw und 

einen Veranstaltungs-Lkw des niedersächsischen Landesverbandes 

der AfD demoliert. Die Täter zerstachen die Reifen der Fahrzeuge, 

trugen braunen Bitumenlack im Scheiben- und Frontbereich des Lkw 

auf und sprayten die Parole „FCK Nazis“ auf die Motorhaube des 

70 Georgi Dimitroff, Die Offensive des Faschismus und die Aufgaben der Kommunistischen 
Internationale im Kampf für die Einheit der Arbeiterklasse gegen den Faschismus, in: ders., 
Gegen Faschismus und Krieg. Ausgewählte Reden und Schriften, Leipzig 1982, Seiten 
49–136, hier Seite 52.

71 AFA = Kürzel für Antifaschistische Aktion.
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Pkw. Zudem entwendeten sie von der Ladefläche des Lkw Plakate, 

Aufsteller und Zubehörteile. 

Einen Tag später, in der Nacht vom 03. auf den 04.02.2019, zersta-

chen unbekannte Täter alle vier Reifen eines am Straßenrand gepark-

ten Pkw des Vorsitzenden des Stadtverbandes der AfD in Lüneburg. 

Noch am selben Tag stellte ein anonymer Verfasser ein Selbstbezich-

tigungsschreiben auf einem auch von Linksextremisten genutzten 

Internetportal ein. Darin bringt er die Tat in Zusammenhang mit der 

politischen Tätigkeit des Geschädigten für die AfD und stellt sie als 

einen „Versuch“ dar, den „Rechtsruck in Deutschland zu bekämp-

fen.“ Zugleich kündigt er an, dass „jeder der sich in Lüneburg für die 

AfD exponiert ähnliche Konsequenzen erwarten muss.“ 

Beim Aufhängen von Wahlkampfplakaten zur Europawahl am 

26.05.2019 wurde ein AfD-Ratsmitglied der Stadt Hannover von 

einer Person mit einem Messer und mehrfachen Stichbewegungen 

in Richtung seines Bauches bedroht und mit einer Handvoll Steinen 

beworfen.

Unter dem Motto „Zunehmende Gewaltdelikte in Deutschland“ ha-

ben am 24.08.2019 etwa 300 Personen, vor allem aus dem Spek-

trum der AfD, in Hannover demonstriert. Dagegen protestierten in 

einer nicht angemeldeten Demonstration etwa 270 Personen, dar-

unter auch Linksextremisten. Bereits zur Auftaktkundgebung provo-

zierten Gegendemonstranten AfD-Anhänger und setzten dies über 

die gesamte Veranstaltung fort. Mehrfach versuchten etwa 150 Ge-

gendemonstranten die Absperrmaßnahmen der Polizei zu überwin-

den, um auf die Aufzugsroute des politischen Gegners zu gelangen 

und diese zu blockieren. Einsatzkräfte der Polizei wurden mit Fla-

schen beworfen. Zwei Polizeibeamte erlitten Verletzungen. Gegen 

sieben der Gegendemonstranten wurden Strafverfahren wegen Wi-

derstandes gegen Vollstreckungsbeamte, gefährlicher Körperverlet-

zung und tätlichen Angriffs (§§ 113, 114, 223, 224 StGB) eingeleitet.

Ein unbekannter Verfasser veröffentlichte am 10.11.2019 im 

Open-Posting-Bereich eines auch von Linksextremisten genutzten 

Internetportals eine Liste mit den Anschriften von etwa 120 Kreis- 

und Landtagsabgeordneten der AfD aus dem gesamten Bundesge-

biet. In Niedersachsen waren die AfD-Landesgeschäftsstelle in Lüne-
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burg und die Kreisgeschäftsstellen in Bad Harzburg, Braunschweig, 

Duderstadt, Esens und Lohne betroffen. In einem der Auflistung 

vorangestellten Text wird zu Straftaten gegen die AfD aufgerufen, 

wenn es heißt:

„Benehmt euch daneben. Es kostet nix und die Mehrheit hat Spasz. Gerne auch mit Pyro? “

Einen Höhepunkt der Auseinandersetzung mit der AfD stellte der 

10. Bundesparteitag der AfD dar, der vom 30.11. bis zum 01.12.2019 

in einem Veranstaltungszentrum in Braunschweig stattfand. Gegen 

dessen Durchführung mobilisierte das Braun-

schweiger „Bündnis gegen Rechts“, aber auch 

die zum postautonomen „Bündnis …ums Gan-

ze! Kommunistisches Bündnis (uG)“ gehörende 

linksextremistische Kampagne NIKA Nord-

West.72

Unter der Losung „Autoritäre Sehnsüchte be-

graben – Die befreite Gesellschaft erkämpfen!“ rief NIKA Nord-

West zu einer „antifaschistischen Vorabenddemo“ am 29.11.2019 

und zu Aktionen am ersten Veranstaltungstag auf. Insbesondere 

durch Blockadeaktionen sollten die Delegierten der AfD daran ge-

hindert werden, ihren Tagungsort zu erreichen. Ausgegebenes Ziel 

der von NIKA Nord-West initiierten Proteste war es deshalb „den 

Bundesparteitag der AfD in Braunschweig [zu] stören“. 

Die Vorabenddemonstration am 29.11.2019 mit rund 900 Teilneh-

menden, darunter „Autonome“ im mittleren zweistelligen Bereich 

aus Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und dem Raum Hamburg, 

verlief – abgesehen von vereinzeltem Zünden von Pyrotechnik und 

dem Skandieren beleidigender Äußerungen gegenüber der Polizei 

– friedlich. 

Am Morgen des 30.11.2019 versammelten sich an vier Stellen rund 

um das Veranstaltungsgelände mehrere hundert Personen, darun-

ter auch „Autonome“, um die Zufahrten zum Parteitagsgelände zu 

blockieren. In einem Fall räumte die Polizei eine Blockade teilweise, 

72 Bei NIKA (= „Nationalismus ist keine Alternative“) handelt es sich um eine vom kommunisti-
schen Bündnis „…ums Ganze!“ (uG) unter dem Motto „Nationalismus ist keine Alternative“ 
ins Leben gerufene Kampagne, die „die radikale, antiautoritäre Linke“ vernetzen soll. Im 
März 2019 haben sich namentlich nicht genannte Gruppen aus Bremen, Hamburg und 
nicht näher genannten Orten in Niedersachsen unter der Bezeichnung NIKA Nord-West zu 
einem regionalen Ableger der Kampagne zusammengeschlossen.
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um den Rettungsweg freizuhalten. Aus einer der Blockaden her-

aus versuchten Gegendemonstranten, Delegierte an der Anreise zu 

hindern. Darüber hinaus wurde zweimal versucht, Polizeiketten zu 

durchbrechen.

An der vom „Bündnis gegen Rechts“ organisierten Großkundge-

bung am 30.11.2019 sollen sich nach Zählungen der Veranstalter 

etwa 20.000 Personen beteiligt haben. Die Polizei hat 8.200 Teilneh-

mende gezählt. Damit alle Gegendemonstranten daran teilnehmen 

konnten, lösten sich die Blockaden noch vor dem Startzeitpunkt der 

Großkundgebung um 11.00 Uhr auf und auch die Blockadeteilneh-

mer schlossen sich dem Aufzug durch die Innenstadt an. Ein Teil 

von ihnen formierte sich schließlich zu einem rund 500 Personen 

umfassenden sogenannten Schwarzen Block, dessen Kern ein von 

Transparenten umgebener Aufzugsteil von etwa 120 vermummten 

Personen bildete.

Die Polizei leitete insgesamt 63 Ermittlungsverfahren ein, darunter 

34 Verfahren wegen Landfriedensbruchs und neun Verfahren we-

gen Widerstandes gegen bzw. tätliche Angriffe auf Vollstreckungs-

beamte. 

Im Vergleich zum Bundesparteitag der AfD im Dezember 2017 in 

Hannover, verliefen die Proteste in Braunschweig in der Gesamt-

schau friedlicher. Auch die Mobilisierung des linksextremistischen 

Spektrums war weniger erfolgreich als zuvor. Sie fand in erster Linie 

in Niedersachsen statt und erreichte eine geringere Teilnehmerzahl 

aus dem autonomen Spektrum als bei vorausgegangenen Protesten 

gegen Bundesparteitage der AfD. Zudem verfehlte die autonome 

Szene ihr eigentliches Ziel, den AfD-Parteitag zu verhindern bzw. 

entscheidend zu behindern.

Links-Rechts-Auseinandersetzungen in Göttingen 

Was Auseinandersetzungen zwischen Links- und Rechtsextremis-

ten bzw. denjenigen, die Linksextremisten dafür halten, anbetrifft, 

spielte Göttingen auch 2019 eine bedeutende Rolle. Am Abend des 

01.03.2019 brachen unbekannte Täter gewaltsam in einem Mehr-

familienhaus in Göttingen in eine Wohnung ein. Sie entwendeten 

zwei Laptops und eine Festplatte und übergossen die Wohnungs-

einrichtung großflächig mit einer mit Buttersäure versetzten brau-
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nen Flüssigkeit. Dabei entstand ein Sachschaden in Höhe von etwa 

12.000 Euro. Die betroffenen Bewohner, die dem rechtsextremis-

tischen Spektrum zugerechnet werden, gehörten zu einer Gruppe 

von mindestens vier Personen, die am 22.02.2019 in einer auch von 

Linksextremisten besuchten Gaststätte in der Göttinger Innenstadt 

einen Gast mit Schlägen und Tritten malträtierten. Bereits im De-

zember 2018 wurden sie unter Angabe Ihrer Wohnungsanschrift 

steckbriefartig im Internet geoutet. Eine bislang unbekannte Grup-

pierung namens „Kommando Lore“ veröffentlichte am 09.03.2019 

auf einem auch von Linksextremisten genutzten Internetportal unter 

der Überschrift „Antifaschistische Hausdurchsuchung in Nazi-WG 

in Göttingen“ ein Selbstbezichtigungsschreiben. Die unbekannten 

Verfasser erwähnten darin die Bewohner namentlich und gaben zu, 

dass sie „Datenträger, zahllose Unterlagen und Briefe, Nazidevoti-

onalien und Waffen beschlagnahmt“ und dann die „Wohnung mit 

Buttersäure und Bitumen verwüstet“ hätten. Ihre Tat verstanden sie 

„nur als Warnung“. Abschließend forderten sie die Bewohner auf: 

„Verpisst euch, ihr seid zu klein für diese Stadt“.

Im Jahresverlauf gab es in Göttingen außerdem immer wieder 

szene typische Delikte wie Beleidigungen, Pöbeleien, Sachbeschädi-

gungen und körperliche Auseinandersetzungen zwischen Links- und 

Rechtsextremisten.

Protestaktionen gegen Kundgebungen der Partei „Die Rechte“ und 

gegen die „Nationaldemokratische Partei Deutschlands“ (NPD)

Unter dem Motto „Herz statt Hetze – Hildesheim für ein antifa-

schistisches Europa des Friedens und der Solidarität“ haben am 

18.05.2019 das Hildesheimer „Bündnis gegen Rechts“, und der 

Kreisverband Hildesheim des Deutschen Gewerkschaftsbundes 

(DGB) eine Demonstration in Hildesheim durchgeführt. Neben einer 

deutlich überwiegenden Anzahl von Personen des demokratischen 

Spektrums nahmen auch Personen aus der linksextremistischen 

Szene an der Veranstaltung teil. Die circa 1.200 Versammlungsteil-

nehmerinnen und -teilnehmer bezogen öffentlich Position gegen 

die Kundgebung der rechtsextremistischen Partei „Die Rechte“, die 

anlässlich der bevorstehenden Europawahl am gleichen Tag zu einer 

Demonstration in Hildesheim aufgerufen hatte. Im Verlauf der Pro-
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teste spaltete sich eine Gruppe von etwa 200 Personen, darunter 

auch Linksextremisten, von der angemeldeten Gegendemonstration 

ab und störte mit einer Sitzblockade den Routenverlauf der Partei 

„Die Rechte“. Einsatzkräfte lösten die Blockade auf, um den 17 von 

ursprünglich 50 bis 100 angekündigten Rechtsextremisten, die sich 

an der Kundgebung der Partei „Die Rechte“ beteiligten, das Weiter-

gehen zu ermöglichen.

Am 27.07.2019 demonstrierte die rechtsextremistische Partei „Die 

Rechte“ erneut in Hildesheim. Auch dagegen mobilisierte das Hil-

desheimer „Bündnis gegen Rechts“ zu einer Demonstration, an der 

unter dem Motto „Keinen Millimeter nach Rechts! Gegen Fremden-

feindlichkeit und faschistische Strukturen“ rund 200 Personen, da-

runter auch Linksextremisten, teilnahmen. Etwa 70 Personen, die 

sich zuvor teilweise in Kleingruppen von der Gegendemonstration 

abgesetzt hatten, erschienen wenig später am Kundgebungsort der 

Rechtsextremisten und versuchten, die rechtsextremistischen Rede-

beiträge lautstark zu übertönen. Dabei begingen sie szenetypische 

Straftaten, wie den Einsatz von Pyrotechnik. Die Situation drohte zu 

eskalieren, als ein Gegendemonstrant einen Getränkebecher gegen 

ein Fenster des Lieferwagens warf, mit dem die Rechtsextremisten 

unterwegs waren. In zwei Fällen ermittelte die Polizei wegen Kör-

perverletzung und Sachbeschädigung. 

Unter dem Motto „Bunt statt Braun“ und „Journalisten gegen rech-

te Angriffe verteidigen“ demonstrierten am 23.11.2019 etwa 7.000 

Menschen gegen eine Versammlung der rechtsextremistischen NPD 

in Hannover. Bereits im Vorfeld hatte auch 

die linksextremistische „Interventionistische 

Linke“ (IL) zur Teilnahme an den Gegenpro-

testen aufgerufen und im Vorfeld ein Blocka-

detraining durchgeführt. Die Protestaktionen 

verliefen ohne nennenswerte Zwischenfälle. 

Lediglich in Einzelfällen versuchten Gegen-

demonstranten an die Aufzugsstrecke der 

NPD zu gelangen. Vier Personen wurden 

vor übergehend in Gewahrsam genommen.
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Kampf gegen Repression

Gewöhnlich wird der Begriff „Repression“ dafür verwendet, Unter-

drückung und Menschenrechtsverletzungen in Diktaturen und au-

toritären Systemen zu benennen. Linksextremisten übertragen den 

Begriff auf die innenpolitische Situation in Deutschland. Konkret 

verstehen sie hierunter die Unterdrückung der individuellen, sozia-

len und politischen Entfaltung des Einzelnen durch gesellschaftliche 

Strukturen oder autoritäre Verhältnisse in Deutschland, insbesonde-

re durch Handlungen staatlicher Exekutivorgane. Ziel der linksextre-

mistischen „Antirepressions-Arbeit“ ist es, sich selbst als Opfer per-

manenter Überwachung, Verfolgung und Reglementierung durch 

den Staat zu stilisieren, um auf diese Weise den demokratischen 

Rechtsstaat zu delegitimieren.

Im Aktionsfeld „Antirepression“ nahmen in Niedersachsen auch im 

Jahr 2019 Proteste gegen die Novellierung des „Niedersächsischen 

Polizei- und Ordnungsbehördengesetzes“ (NPOG) Raum ein. Von 

Beginn an war die Novellierung des „Niedersächsischen Gesetzes 

über die öffentliche Sicherheit und Ordnung“, das nunmehr NPOG 

heißt, umstritten und löste gesellschaftlich breit gestreute Proteste 

bereits im Jahr 2018 mit zwei Großdemonstrationen in Hannover 

aus. Kurz vor der Verabschiedung des NPOG durch den Niedersäch-

sischen Landtag rief das Bündnis „#noNPOG“ für den 11.05.2019 

erneut zu einer Protestveranstaltung in Hannover auf. In dem Aufruf 

warf das Bündnis der niedersächsischen Landesregierung vor, mit 

dem NPOG die Freiheits- und Grundrechte der Bürger Niedersach-

sens massiv einschränken zu wollen. Für das Bündnis sei das neue 

Gesetz daher „ein weiterer Schritt auf dem Weg in einen autoritä-

ren Polizeistaat“, weshalb sie dessen Rücknahme forderten. Dem 

Bündnis und seinem Versammlungsaufruf schlossen sich landes-

weit rund 150 Organisationen, Vereine und Verbände an. Neben 

zahlreichen Bündnispartnern aus dem demokratischen Spektrum 

und aus der Fußballfanszene unterstützten sowohl linksextremisti-

sche Organisationen wie die „Antifaschistische Gruppe Hannover“ 

(AGH), die „Freie Arbeiterinnen und Arbeiter Union Hannover“ (FAU  

Lokalföderation Hannover), die „Interventionistische Linke Hannover“  

(IL Hannover), die Göttinger Gruppierungen „Basisdemokratische 

Linke“ (BL) und „Redical [M]“ sowie die Ortsgruppen Braunschweig, 
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Göttingen und Hannover des „Rote Hilfe e.V.“ (RH) als auch die 

linksextremistische „Deutsche Kommunistische Partei“ (DKP) den 

Aufruf.

Im Vergleich zu den Protestveranstaltungen von September und De-

zember 2018, an denen sich etwa 8.300 bzw. 1.900 Personen betei-

ligten, folgten dem erneuten Aufruf nur noch etwa 1.600 Personen. 

Darunter befand sich auch ein Block aus 250 bis 300 Personen, die 

weitgehend dem linksextremistischen Spektrum zugerechnet wer-

den können. Am Anzeiger-Hochhaus erklommen vier Personen das 

dort angebrachte Gerüst und entrollten ein Banner mit der Auf-

schrift „Überall Polizei – nirgendwo Gerechtigkeit“. Im Rahmen der 

Identitätsfeststellungen durch die Polizei solidarisierten sich circa 

250 Demonstranten mit ihnen und versuchten die Maßnahme zu 

verhindern. Erst als die Beamten zusagten, die Gerüstkletterer nicht 

in Gewahrsam zu nehmen, entspannte sich die Situation wieder.

Auch zweieinhalb Jahre nach den Krawallen beim G20-Gipfel in 

Hamburg ermittelt die Hamburger Polizei noch immer in mehr als 

3.500 Fällen. Nach gut 400 Beschuldigten wird noch öffentlich ge-

fahndet. Diese polizeilichen und juristischen Maßnahmen im Zusam-

menhang mit den schweren Ausschreitungen während der Protes-

te gegen den G20-Gipfel in Hamburg wurden auch 2019 von der 

linksextremistischen Szene als Akte staatlicher Repression kritisiert. 

Aus diesem Grunde nahm die autonome Szene einen Amtsrichter 

ins Visier, der nach dem G20-Gipfel Gewalttäter verurteilt hatte und 

rief über eine auch von Linksextremisten genutzte Website zu einer 

Demonstration am 21.12.2019 unter dem Motto „Weihnachten mit 

Richter Krieten“ mit „Zwischenkundgebung in Rufweite des einsa-
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men Richters“ auf. Es zogen an diesem Tag etwa 20 aus Hamburg 

angereiste Linksextremisten durch dessen Heimatstadt Buxtehude, 

um dann unmittelbar vor dem Haus des Amtsrichters zu demonstrie-

ren. Aufgrund einer Auflage der Stadt Buxtehude hätte der Aufzug 

800 Meter vor dem Haus des Richters stoppen müssen.

„Die Rote Hilfe“

Die bedeutendste Gruppierung, die sich in erster Linie der „Antire-

pressions-Arbeit“ widmet, ist der von Linksextremisten getragene 

Verein „Rote Hilfe e. V.“ (RH). Die RH wurde 1975 gegründet und ist 

in Göttingen ansässig. Über den Bundesverband hinaus existieren 

in Niedersachsen in Braunschweig, Göttingen, Hannover und Osna-

brück selbstständige Ortsgruppen.

Die RH versteht sich als „Selbsthilfeorganisation für die gesamte Lin-

ke“. Bewusst verzichtet sie darauf, sich von extremistischen Zusam-

menschlüssen zu distanzieren. Ihre Hauptaufgabe sieht sie im Kampf 

gegen „staatliche Repression“, indem sie Rechtshilfe gewährt und 

Szeneangehörigen Anwälte vermittelt. Außerdem stellt sie zu be-

sonderen Veranstaltungen, beispielsweise bei Demonstrationen, 

sogenannte Ermittlungsausschüsse bereit. Deren Aufgabe besteht 

darin, sich um Festgenommene zu kümmern und Rechtsanwälte zu 

vermitteln. Die RH begleitet zudem strafprozessuale Maßnahmen 

u. a. mit Solidaritätsveranstaltungen und Kampagnen, um auf diese 

Weise die vermeintliche Repression staatlicher Behörden gegen  

politische Aktivisten zu „entlarven“.

Im Zusammenhang mit den Ermittlungen wegen der gewalttätigen 

Ausschreitungen beim G20-Gipfel initiierte die RH eine eigene Spen-

denkampagne zur Unterstützung der Tatverdächtigen. Unter dem 

Motto „United We Stand! – Unsere Solidarität gegen ihre Repressi-

on!“ sammelt die RH seit August 2017 Gelder für die anstehenden 

Gerichtsprozesse, die nach Aussage der RH als „politische Macht-

demonstration des Apparats“ zu werten seien. Da das Aktionsfeld 

„Antirepression“ weiterhin einen hohen Stellenwert innerhalb des 

linksextremistischen Spektrums, insbesondere in der autonomen 

Szene, einnimmt, kann die RH seit mehreren Jahren einen bundes-

weit kontinuierlichen Anstieg ihrer Mitgliederzahlen verbuchen. So 

sind gegenwärtig bundesweit mehr als 10.000 Personen in der RH 

organisiert, mindestens 700 davon in Niedersachsen.
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Zur Struktur der RH gehört auch das am 18.02.2005 in Umsetzung 

eines Beschlusses der RH-Hauptversammlung in Göttingen gegrün-

dete und dort auch ansässige Hans-Litten-Archiv, benannt nach  

einem Rechtsanwalt, der während der Weimarer Republik für die 

Rote Hilfe Deutschland73 tätig war.

73 Die Rote Hilfe Deutschland existierte von 1924 bis zu ihrer Selbstauflösung 1936.

Klimaschutz

Der Klimaschutz ist ein Thema, das die Menschheit bewegt. Um der 

globalen Erderwärmung und ihren Folgen entgegenzuwirken, hat 

sich in den letzten Jahren eine weltweit agierende Klimaschutzbe-

wegung formiert. Ihr Ziel ist es, Druck auf die Regierungen aus-

zuüben, um den Ausstoß klimaschädlicher Treibhausgase drastisch 

zu verringern. Mit zahlreichen Demonstrationen und sonstigen 

Protestaktionen will vor allem die nichtextremistische Fridays for 

Future-Bewegung (FFF) dazu beitragen, dass die im Pariser Klima-

schutzabkommen vom 12.12.2015 getroffenen Vereinbarungen 

erreicht werden und die globale Erderwärmung auf deutlich unter 

Zwei-Grad gegenüber vorindustriellen Werten begrenzt wird. 

Begleitet von zahlreichen Demonstrationen im gesamten Bundes-

gebiet fand am 20.09.2019 der 3. Global Climate Strike For Future 

statt. Vorwiegend von der FFF-Bewegung organisiert, nahmen al-

lein in Berlin etwa 270.0000 Menschen und in Hamburg zwischen 

70.000 und 100.000 Personen an den Massenprotesten teil. Auch 

in Niedersachsen kam es in mehr als 75 Orten zu entsprechenden 

Veranstaltungen. Während in Oldenburg etwa 10.000 Menschen 

an den Protestaktionen teilnahmen, waren es in Göttingen und  

Osnabrück jeweils 8.000 und in Lüneburg rund 4.000 Teilnehmende. 

Im Fokus der Proteste der Klimaschützer stand aber Hannover. In 

der Landeshauptstadt zogen in fünf Sternmärschen bis zu 30.000 
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Menschen in die Innenstadt, wo die zentrale Kundgebung statt-

fand. Neben demokratischen Parteien und Gruppierungen hatten 

auch linksextremistische Parteien wie die „Deutsche Kommunisti-

sche Partei“ (DKP) und Organisationen wie die IL zur Teilnahme an 

den Protesten aufgerufen. 

Der globale Klimastreiktag hat deutlich gemacht, dass Linksextre-

misten auch in Niedersachsen den Klimaschutz für sich entdeckt 

haben und seitdem versuchen, die Klimaschutzbewegung für ihre 

Interessen zu vereinnahmen. Dabei folgen sie ihrer Strategie, gesell-

schaftlich relevante Themen wie den Klimaschutz aufzugreifen, um 

mit diesen bis in die Mitte der Gesellschaft anschlussfähig zu wer-

den. Vor allem postautonome Gruppierungen wie die IL versuchen, 

strategische Bündnisse mit dem demokratischen Spektrum zu schlie-

ßen, um dieses für ihre Interessen zu instrumentalisieren und mittel-

fristig zu radikalisieren. Die IL ist bereits seit längerem ein steuern-

der Faktor in dem linksextremistisch beeinflussten Bündnis „Ende 

Gelände“, das sich vor allem gegen den Braunkohletagebau im 

nordrhein-westfälischen Garzweiler und in der sächsischen Lausitz 

ebenso engagiert wie gegen die Rodung des Hambacher Forst. Für 

den Zeitraum vom 29.11. bis zum 01.12.2019 führte „Ende Gelände“ 

eine „Massenaktion zivilen Ungehorsams“ im Lausitzer Braunkoh-

lerevier mit Blockaden, Aktionen und Besetzungsversuchen durch, 

an denen auch niedersächsische Linksextremisten beteiligt gewesen 

sein könnten. 

Seit jüngstem bietet die IL nunmehr auch der nichtextremistischen 

FFF-Bewegung ihre Unterstützung bei der Organisierung der Kli-

maproteste an. Zugleich tritt sie, wie bei dem Klimastreiktag in 

Hannover geschehen, als Mitveranstalter und Anmelder auf. So hat 

die IL im Vorfeld der FFF-Demonstration in Hannover auf einer öf-

fentlichen Pressekonferenz mit Vertretern der nichtextremistischen 

Organisationen FFF Hannover, Students for Future Hannover und 

dem BUND zur Teilnahme an den Protestaktionen aufgerufen. An 

der Hannoveraner Demonstration nahmen dann Akteure der IL mit 

einem Transparent und dem Motto „Systemwandel statt Klimawan-

del“ teil und machten damit deutlich, dass für sie konsequenter Kli-

maschutz nur möglich ist, wenn der Kapitalismus und der ihn schüt-

zende demokratische Rechtsstaat überwunden werden.
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Neben den Verbindungen der IL zur FFF gab es im Zusammenhang mit 

der Demonstration vom 20.09.2019 in Hannover weitere Versuchen 

von Linksextremisten, Einfluss auf FFF zu nehmen. So waren auf ei-

nem Account der sozialen Netzwerke der Göttinger FFF-Ortsgruppe die 

linksextremistischen Gruppierungen „Antifaschistische Jugend Göttin-

gen“, „Antifaschistische Linke International“ (A.L.I.) und „Basisdemo-

kratische Linke Göttingen“ (BL) als Unterstützer dieser Versammlung 

aufgeführt. Darüber hinaus hatte die örtliche linksextremistische Grup-

pierung „Redical [M]“ auf ihrem Account in einem sozialen Netzwerk 

zur Teilnahme aufgerufen. In Göttingen hat zudem FFF-Göttingen ge-

meinsam mit der „Redical [M]“ über soziale Netzwerke zu einer Ver-

anstaltung im Rahmen des Göttinger Klimastreik-Camps eingeladen.

Kampf gegen den Militarismus

Antimilitaristen unterstellen der Bundesrepublik, von ihrer Staats-

ordnung, Gesellschaftsstruktur und Denkweise her militaristisch zu 

sein. Ihre Proteste richten sich deshalb vor allem gegen die Bundes-

wehr und gegen die mit ihr zusammenarbeitenden Unternehmen. 

Auch Linksextremisten sind in dem Themenfeld „Antimilitarismus“ 

aktiv. Im Gegensatz zu den nichtextremistischen Antimilitaristen 

zielen sie mit ihren Protesten und Aktionen über den eigentlichen 

Anlass hinaus auf die Überwindung des bestehenden politischen 

Systems der Bundesrepublik Deutschland.

Neben der im Wesentlichen von Angehörigen des nichtextremisti-

schen Spektrums getragenen sogenannten Anti-Kriegs- bzw. Frie-

densbewegung reklamieren auch der parteipolitisch organisierte 

Linksextremismus und „Autonome“ – unter ausdrücklicher Einbezie-

hung für sie typischer militanter Aktionen – das Thema „Antimilita-

rismus“ für sich. Im Sinne der Militarismustheorie Karl Liebknechts, 

wonach das Militär im Kapitalismus dazu dient, „kapitalistische Ex-

pansionsbestrebungen“ gegenüber anderen Staaten durchzusetzen 

und im eigenen Land den Kapitalismus und dessen „Ausbeutungs-

strukturen“ zu stabilisieren, sehen Linksextremisten in der Bundes-

wehr ein kriegführendes Organ zur nationalen und internationalen 

Durchsetzung „kapitalistischer“ und „imperialistischer“ Interessen. 

Aus diesem Grund spielt die Anwendung von Gewalt zur Durch-

setzung ihrer Ziele weiterhin eine zentrale Rolle in der autonomen 

Szene auch in diesem thematischen Zusammenhang. 
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Im Fokus von linksextremistischen Antimilitaristen und von Personen 

aus dem ausländerextremistischen Spektrum stand 2019 in Nieder-

sachsen vor allem das Rüstungsunternehmen Rheinmetall mit seinem 

Standort in Unterlüß (Landkreis Celle). Unter dem Motto „Rheinme-

tall-Entwaffnen-Camp 2019“ fand vom 01. bis zum 09.09.2019 ein 

mehrtägiges Camp mit bis zu 300 Personen in Unterlüß statt. Wie 

in den Jahren zuvor richtete es sich gegen die Produktion von Rüs-

tungsgütern durch Rheinmetall im Allgemeinen und aus Solidarität 

mit der autonomen Kurdenregion Rojava in Nordsyrien auch gegen 

die Lieferung von Waffen an die Türkei im Besonderen. Im Rahmen 

dieses Camps fuhren am 04.09.2019 etwa 50 Campteilnehmende 

zur Wohnanschrift eines Vorstandsmitgliedes von Rheinmetall in 

Hermannsburg (Landkreis Celle) und demonstrierten dort mit ei-

nem Foto von ihm in Form eines überdimensionierten Fahndungs-

plakats. Am darauffolgenden Tag blockierten Campteilnehmer mit 

einer Sitzblockade und einem Tripod (Dreibein) eine Werkszufahrt. 

In den frühen Morgenstunden des 06.09.2019 setzten etwa 200 

Personen mit Hilfe eines Tripods und Baumstämmen die Blockadeak-

tionen an vier Stellen des Werksgeländes fort. Etwa 400 Personen, 

darunter auch Linksextremisten, nahmen schließlich am 07.09.2019 

an einer Demonstration vor dem Werksgelände teil, in deren Ver-

lauf Rauchtöpfe und Pyrotechnik gezündet wurden. Während der 

Dauer des Camps wurden immer wieder 

antimilitaristisch motivierte Straftaten ver-

übt. So wurde am 03.09.2019 in Munster 

(Landkreis Heidekreis) ein vor dem dortigen 

Panzermuseum stehender Panzer mit roter 

Farbe, der Parole „Krieg dem Krieg“ und 

den kommunistischen Symbolen Hammer 

und Sichel beschmiert. Auch militärische 

Gebäude und Fahrzeuge auf den Truppen-

übungsplätzen Bergen (Landkreis Celle) 

und Munster wurden in diesem Zeitraum 

mit Farbe und antimilitaristischen Parolen 

beschmiert. 
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Nach dem Ende des Camps setzten sich die Proteste gegen Rhein-

metall in Unterlüß fort. Der Anlass dafür war die am 09.10.2019 von 

der türkischen Regierung gestartete militärische Offensive „Peace 

Spring“ (Friedensquelle). Ihr Ziel war es, die in der überwiegend von 

Kurden bewohnten Region in Nordsyrien aktive Kurdenmiliz YPG zu 

vertreiben. Die Türkei sieht in der YPG den syrischen Ableger der 

auch in Deutschland mit einem Betätigungsverbot belegten „Ar-

beiterpartei Kurdistans“ (PKK). Bei der Auseinandersetzung kamen 

auf türkischer Seite auch deutsche Panzer zum Einsatz, die in den 

1990er Jahren in die Türkei exportiert wurden. Etwa 25 Personen 

demonstrierten in den frühen Morgenstunden des 01.11.2019 mit 

prokurdischen Transparenten auf der Hauptzufahrt des Rüstungs-

konzerns Rheinmetall und vor einem Verwaltungsgebäude des Un-

ternehmens. Den Twitter Accounts der Kampagnen „Riseup4Rojava“ 

und „Rheinmetall entwaffnen“ zufolge sollte mit der Blockade am 

„Welt-Kobane-Tag“ ein „Zeichen der Solidarität mit den Men-

schen in Rojava“ gesetzt und zugleich gegen deutsche Rüstungs-

exporte protestiert werden. Bereits am 29.10.2019 hatten etwa  

22 Personen einer Gruppierung namens SIGMAR 274 die Haupt-

zufahrt des Rüstungsunternehmens in Unterlüß blockiert. Mittels  

eines auf der Straße platzierten, rund drei Meter hohen Tripods und 

einer Feuertonne verhinderten die Demonstranten, dass die Mitar-

beiter von Rheinmetall mit ihren Autos ihren Arbeitsplatz erreichen 

konnten. Zeitgleich blockierten sie die Nebenzufahrten und spann-

ten über die Zufahrtstraße Banner mit Parolen wie „Rheinmetall  

blockieren, Solidarität mit Afrin“ und „Rojava verteidigen, Rheinme-

tall entwaffnen.“ Am Mittag löste die Polizei die Blockade auf. Ge-

gen die an der Blockade beteiligten Personen wurden Ermittlungs-

verfahren wegen Nötigung eingeleitet. 

Aus Protest gegen die türkische Militäroffensive in Nordsyrien 

verhinderten etwa 100 Linksextremisten eine für den 23.10.2019 

geplante Buchlesung mit dem früheren Bundesinnen- und -vertei-

digungsminister Thomas de Maizière in Göttingen, indem sie die 

Zugänge zum Veranstaltungsort blockierten, an dem der CDU-Poli-

tiker im Rahmen des Göttinger Literaturherbstes sein Buch „Regie-

74 SIGMAR steht für „Solidarische Intervention gegen Menschenrechtswidrige Angriffs-
kriege und Rüstungsexporte“.
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ren“ vorstellen wollte. Dabei führten sie Transparente mit Parolen 

wie „Deutsche Panzer raus aus Kurdistan“ mit sich und skandierten 

Parolen wie „Deutsche Waffen, deutsches Geld morden mit in aller 

Welt“. Demonstranten versuchten zudem, den Geschäftsführer des 

Lesefestivals mit Gewalt am Betreten des Gebäudes zu hindern und 

zerrissen dabei sein Jackett und sein Hemd. De Maizière verzich-

tete aufgrund der Ereignisse auf seinen Auftritt. Er holte ihn am 

26.11.2019 nach.

Kampf gegen Rassismus

Das Aktionsfeld „Antirassismus“ hatte im Zuge des Flüchtlingszu-

zugs in den zurückliegenden Jahren auch innerhalb der autonomen 

Szene an Bedeutung gewonnen. Nachdem die Flüchtlingszahlen in 

den Jahren 2016 und 2017 jedoch zurückgegangen waren, ist der 

Stellenwert des Themas „Antirassismus“ innerhalb der autonomen 

Szene wieder gesunken. Nichtsdestotrotz überspitzen Linksextremis-

ten weiterhin ihre Kritik an bestehenden Asyl- und Flüchtlingsgeset-

zen und am Handeln von Ausländerbehörden, Polizei und Gerichten 

zum Vorwurf eines „systemimmanenten“ Rassismus. Staatliche Re-

präsentanten und Akteure werden damit auf eine Stufe mit Rechts-

extremisten gestellt und somit Forderungen nach der Abschaffung 

des politischen Systems legitimiert. Vor diesem Hintergrund wenden 

sich Teile des niedersächsischen linksextremistischen Spektrums ge-

gen die bundesrepublikanische Asyl- und Abschiebepraxis und soli-

darisieren sich mit von Abschiebung bedrohten Flüchtlingen. 
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Zum Feindbild von Linksextremisten ist vor allem die im Göttinger 

Amtshaus ansässige Ausländerbehörde geworden. Bereits im Janu-

ar 2019 bewarfen unbekannte Täter das benachbarte Rathaus mit 

Farbe und hinterließen die Parole „Abschiebung ist Mord“. Im März 

2019 beschädigten unbekannte Täter die Gebäudeverglasung der 

Ausländerbehörde durch Steinwürfe und brachten auf der Fassa-

de den Schriftzug „Abschiebung ist Mord“ an. In der Nacht vom  

17. auf den 18.06.2019 setzten bislang unbekannte Täter vor dem 

Amtsgebäude einen Stapel Fahrradreifen in Brand und hinterließen 

auf einem Treppenabsatz im Eingangsbereich der Behörde die in 

roter Farbe geschmierte Parole „Feuer und Flammen den Abschie-

bebehörden“. Auf einem auch von Linksextremisten genutzten On-

line-Portal wurde noch in der Tatnacht unter der Überschrift „Reifen 

vor Ausländerbehoerde abgefackelt“ ein anonymes Selbstbezichti-

gungsschreiben veröffentlicht. Darin nehmen die Täter Bezug auf 

eine Person, die Anfang Mai 2019 vor dem Göttinger Rathaus fest-

genommen und abgeschoben wurde und betonen:

„JEDE Abschiebung ist ein Verbrechen. … Aber die Verbrechen finden genau hier statt. Vor 

dem Rathaus und in der Ausländerbehoerde.“

Der bisherige Höhepunkt der Anschlags-

serie folgte am 25.11.2019. In den frühen 

Morgenstunden setzten bislang unbekann-

te Täter mittels eines Brandbeschleunigers 

den Hintereingang des Amtshauses in Brand 

und verursachten einen Schaden in Höhe 

von mehreren hunderttausend Euro. Be-

reits zwei Stunden später wurde in einem 

auch von Linksextremisten genutzten Inter-

netportal unter der Überschrift „Effektiver 

Widerstand gegen Abschiebebehörden“ ein Selbstbezichtigungs-

schreiben veröffentlicht. Eine für den 26.11.2019 angekündigte 

Lesung des ehemaligen Bundesinnen- und -verteidigungsministers 

Thomas de Maizière in Göttingen diente ihnen dabei als Anlass, um

„… einen Teil des menschenverachtenden Systems, für welches auch er in seiner Person 

steht, anzugreifen.“
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Die Täter begründen ihre Tat u. a. damit, dass sie der „rassistischen 

und mörderischen Abschiebepraxis der BRD nicht länger tatenlos 

zusehen“ wollen. Aus diesem Grunde fordern sie „alle auf, sich auch 

weiterhin gemeinsam diesem menschenverachtenden System ent-

gegenzustellen, mit allen notwendigen Mitteln.“ Zugleich wenden 

sie sich direkt an die Mitarbeiter der Ausländerbehörde und drohen 

ihnen indirekt Vergeltung an, wenn sie weiterhin ihrer Arbeit nach-

gehen:

„Die Ausländerbehörde und ihre Mitarbeiter*innen sind Teil dieses Systems und tragen auch 

persönlich Verantwortung für ihr Handeln. Hört auf, Menschen rassistisch und respektlos zu 

behandeln. Sonst hat das Konsequenzen! Kündigt lieber eure Jobs!“

Wie schon beim Anschlag vom Juni 2019 endet auch dieses Selbst-

bezichtigungsschreiben mit der Parole „Feuer und Flamme den 

Abschiebebehörden“. Damit greifen die Täter den Titel eines Kult-

buches aus der autonomen Szene auf und stellen sich in dessen 

Tradition.75 

In der linksextremistischen Göttinger Szene fand der jüngste An-

schlag auf die Ausländerbehörde vor allem in den sozialen Medien 

seinen Widerhall. So wurden auf den Seiten sozialer Netzwerke z. B. 

Teile des Selbstbezichtigungsschreibens eingestellt.

In der Nacht vom 03. auf den 04.12.2019 attackierten unbekann-

te Täter eine Polizeistation in Himmelpforten bei Stade mit Schot-

tersteinen und einem Glasbehältnis mit brauner Flüssigkeit. Dabei 

zerstörten sie vier Fenster der Dienststelle im Erdgeschoss und über-

zogen ein Dachgeschossfenster mit brauner Farbe. Zudem sprühten 

sie die Symbole Hammer und Sichel und die Aufschriften „Mörder“ 

und „Aman A. das war Mord!“ mit schwarzer Farbe auf die Giebel-

seite des Gebäudes und die daneben stehende Garage. Die Täter 

bezogen sich mit ihrer Tat auf einen angeblichen Mord an einem 

Flüchtling namens Aman A. bei einem Polizeieinsatz in der Flücht-

lingsunterkunft in Stade-Bützfleth.

75 Geronimo, Feuer und Flamme. Zur Geschichte und Gegenwart der Autonomen. Ein Abriß, 
Berlin 1990.
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Losgelöst von den aufgeführten Anschlägen wird der „Kampf gegen 

Rassismus“ den Aktionsfeldern „Antifaschismus“ und „Antirepression“ 

derzeit jedoch eher nachgeordnet.

„Antigentrifizierung“

Wohnraummangel, hohe Mieten, städtebauliche Umstrukturierun-

gen, die Veränderungen von sozial- und wohnräumlich gewachse-

nen Strukturen und damit einhergehende gesellschaftspolitische 

Spannungen sind Themen, die bis in die Mitte der Gesellschaft hi-

nein Menschen bewegen. Die von jugendlichem Rebellentum, al-

ternativem Erscheinungsbild und wirtschaftlichen Nöten geprägten 

Bewohner von Wohnprojekten, die sich gegen eine Verdrängung 

aus ihren Wohngebieten wehren, fallen grundsätzlich nicht in die 

Zuständigkeit des Verfassungsschutzes. 

Eine andere Situation entsteht, wenn Linksextremisten diese Pro-

blematik aufgreifen und versuchen, durch ihren Kampf für die Schaf-

fung und den Erhalt von sogenannten Freiräumen Einfluss auf diese 

gesellschaftliche Auseinandersetzung zu nehmen. Als „Freiräume“ 

verstehen Linksextremisten vor allem besetzte Häuser, kollektive 

Wohnprojekte und selbstverwaltete sogenannte Jugend- und Kul-

turzentren, die u. a. durch Hausbesetzungen und den Widerstand 

gegen „Zwangsräumungen“ erkämpft werden sollen. „Freiräume“ 

sind sozusagen Rückzugsräume für Linksextremisten zur Planung 

politischer Agitation und (militanter) Aktionen. 

Als Teil der Auseinandersetzung um diese sogenannten Freiräume 

gewinnen in den autonomen Spektren der großen Ballungsräume, 

wie z. B. Berlin und Hamburg, die „Kämpfe gegen Gentrifizierung“ 

zunehmend an Bedeutung. Im Gegensatz zum demokratischen Pro-

test, der sich gegen die Umgestaltung von Stadtteilen aus Sorge 

vor damit einhergehenden Mietpreiserhöhungen, zunehmendem 

Mangel an bezahlbarem Wohnraum und dem drohenden Verlust 

des originären Stadtteilcharakters richtet, dient diese Auseinander-

setzung Linksextremisten als Plattform für ihren Kampf gegen den 

demokratischen Rechtsstaat. Sie nutzen die Gentrifizierungsdebat-

te, um zunehmend Militanz in die Proteste gegen diese Entwicklung 

hineinzutragen. Neben Berlin hat sich vor allem Leipzig zu einem 

Schwerpunkt des linksextremistischen Protestes gegen die Wohn-
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raumumgestaltung entwickelt. So zündeten am 03.10.2019 unbe-

kannte Täter mehrere Baufahrzeuge in Leipzig an und verursachten 

einen Sachschaden in Millionenhöhe. Genau einen Monat später 

klingelten unbekannte Täter an der Wohnungstür einer Immobilien-

maklerin und schlugen ihr, nachdem sie die Tür geöffnet hatte, 

mehrfach mit der Faust ins Gesicht. 

Auch die niedersächsische linksextremistische Szene 

greift dieses Thema auf, insbesondere in Hannover. Dort 

hat ein hannoverscher Bauträger Ende 2017 das Firmen-

gelände des Elektro-, Heizungs- und Sanitärgroßhan-

dels Hermann Albert Bumke erworben. Seitdem steht 

die Befürchtung im Raum, dass die Entwicklung des 

Bumke-Geländes durch einen privaten Investor die Ver-

gleichsmieten weiter in die Höhe treiben könnte. Diese 

Sorgen greift die linksextremistische IL auf, veranstaltet 

Informationsveranstaltungen wie am 24.01.2019 und 

versucht so über das Thema „Antigentrifizierung“ an 

den demokratischen Protest anzuschließen und diesen 

für ihre Interessen zu instrumentalisieren.

Bewertung, Tendenzen, Ausblick

Vor dem Hintergrund des verstärkten Auftretens rechtspopulisti-

scher Parteien und rechtsextremistischer Gruppierungen wird der 

„Antifaschismus“ weiterhin im Mittelpunkt der Aktivitäten der au-

tonomen Szene in Niedersachsen stehen. Sofern die Klimaschutz-

bewegung weiter erfolgreich die Menschen bis weit in die Mitte 

der Gesellschaft mobilisieren kann, wird der Klimaschutz ebenfalls 

weiterhin von großer Bedeutung vor allem für die postautonome 

Szene sein. Je nachdem wie sich die Lage der Flüchtlinge in Deutsch-

land und Europa weiterentwickelt, könnte das Themenfeld „Anti-

rassismus“ wieder einen höheren Stellenwert erreichen. Auch mit 

der Teilnahme von Linksextremisten an den Protesten gegen Waf-

fenlieferungen an die Türkei und daran beteiligte Rüstungskonzerne 

ist, abhängig u. a. von der Entwicklung der Situation der Kurden in 

Nordsyrien, zu rechnen. 
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Im Fokus des linksextremistischen Agierens werden weiterhin ins-

besondere die AfD und ihre Aktivitäten in Niedersachsen stehen. 

Die Wahlerfolge der AfD dürften die Autonomen darin bestärken, 

langfristig entschlossen gegen den aus ihrer Perspektive faschistoi-

den demokratischen Rechtsstaat vorzugehen. Generell muss über 

das gesamte Jahr 2020 mit Übergriffen auf Informationsstände der 

AfD ebenso gerechnet werden, wie mit Versuchen, Veranstaltungen 

dieser Partei zu stören bzw. zu verhindern. Körperliche Übergriffe 

auf einzelne AfD-Funktionsträger sind dabei ebenso wahrscheinlich 

wie gezielte Anschläge auf deren Hab und Gut. 

Darüber hinaus fanden bereits 2019 erste Vorbereitungen für die 

von April bis September 2020 stattfindende länderübergreifen-

de Militärübung „DEFENDER Europe 2020“ in Mitteleuropa statt. 

Daran sind insgesamt 18 Staaten, darunter die USA und Deutsch-

land, mit bis zu 37.000 Soldaten beteiligt. Im Rahmen dieser Übung 

planen die USA die Verlegung eines Kampfverbandes nach Euro-

pa bzw. innerhalb Europas. In Deutschland, Georgien, Polen und 

den baltischen Staaten sollen in dieser Zeit umfangreiche Manöver 

stattfinden, darunter ein Großmanöver auf dem niedersächsischen 

Truppenübungsplatz in Bergen/Munster. Ab Ende Januar wurde mit 

der dafür erforderlichen Truppenverlegung nach Europa begonnen, 

deren Rückführung bis September andauern soll. Vor allem im Be-

reich Antimilitarismus dürfte dieses Ereignis ebenso bundesweit mo-

bilisierend für die linksextremistische Szene wirken wie der für das 

Frühjahr 2020 geplante Castor-Transport vom britischen Sellafield 

durch Niedersachsen ins atomare Zwischenlager im hessischen Bib-

lis. Die Durchführung des EU-China-Gipfels im September 2020 in 

einer Großstadt wie Leipzig mit einer ausgeprägten linksextremisti-

schen Szene könnte vor dem Hintergrund der Erfahrungen mit dem 

G20-Gipfel in Hamburg auch in Niedersachsen eine starke Mobili-

sierung nach sich ziehen.
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3.5 Anarchisten

Sitz/Verbreitung Mit Ausnahme der Freien Arbeiterinnen- und Arbeiter-Union 

(FAU) existieren in Niedersachsen keine gefestigten anarchisti-

schen Strukturen.

Die FAU unterhält in Göttingen und Hannover einzelne Orts-

gruppen, zudem existiert eine Jugendgruppe in Göttingen.

Mitglieder/ 

Anhänger/ 

Sympathisanten

Bund: 900   Niedersachsen: 30  

Publikationen „Gai Dao“ (Publikation der Föderation deutschsprachiger  

Anarchisten; monatlich)

„Direkte Aktion“ (Onlinepublikation der FAU; unregelmäßig)

Finanzierung Finanzierung von Aktionen und Kampagnen durch Spenden sowie 

Solidaritätsveranstaltungen, bei der FAU auch Mitgliedsbeiträge

Kurzportrait/Ziele Neben dem Kommunismus ist der Anarchismus der zweite  

grundlegende Ideologiestrang des Linksextremismus. Beide  

Strömungen setzen sich dafür ein, die bestehende Ordnung  

zu überwinden. „Anarchisten“ streben die unmittelbare Errich-

tung einer herrschaftsfreien Gesellschaftsordnung an, in der  

der Mensch von allen politischen, ökonomischen und kulturellen 

Zwängen befreit leben kann.

Im Anarchismus nimmt die individuelle Freiheit den höchsten 

Stellenwert ein. Vor diesem Hintergrund negieren „Anarchisten“ 

sämtliche Hierarchie- und Herrschaftsformen. Zudem sprechen 

sie nicht nur dem Staat und seinen Institutionen, sondern ebenso 

der (sozialen) Marktwirtschaft jegliche Existenzberechtigung ab. 

Als kleinste Einheit des anarchistischen Zusammenlebens gilt 

die sogenannte Kommune, im ökonomischen Bereich wird die 

Gründung föderal strukturierter Genossenschaften und Syndikate 

angestrebt. Der Anarchismus ist aber keineswegs als geschlosse-

ner Theorieblock zu verstehen. Vielmehr verbergen sich hinter
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dem Begriff verschiedene Strömungen mit z. T. sehr unterschied-

lichen Konzepten. Unter den niedersächsischen „Anarchisten“ 

ist der eher praxisorientierte Anarchosyndikalismus am stärksten 

vertreten.76 So orientiert sich z. B. die FAU an anarchosyndikalisti-

schen Konzepten. 

Grund der Beobachtung/Verfassungsfeindlichkeit

Gemeinsames Ziel aller anarchistischen Gruppierungen ist es, den 

Staat und seine Institutionen abzuschaffen und durch eine „herr-

schaftsfreie Gesellschaft“ zu ersetzen. Hiermit richten sie sich gegen 

die freiheitliche demokratische Grundordnung und sind demnach 

verfassungsfeindlich (§ 3 Abs. Nr. 1 NVerfSchG).

Ereignisse und Entwicklungen 

Zu einer der größten anarchosyndikalistischen Gruppierungen in 

Deutschland zählt die 1977 gegründete „Freie Arbeiterinnen- und 

Arbeiter-Union“ (FAU). Sie ist eine bundesweite Föderation aus 

unabhängigen lokalen Einzel- und Branchengewerkschaften, soge-

nannten Syndikaten, und versteht sich als eine nach basisdemokrati-

schen Prinzipien aufgebaute Gewerkschaft. Das „Allgemeine Syndi-

kat der FAU Hannover“ (AS) ist die einzige gefestigte anarchistische 

Struktur in Niedersachsen. Sie ist Teil der Lokalföderation FAU Han-

nover, die wiederum Teil der bundesweiten FAU ist. 

In den Grundsätzen des AS der FAU Hannover heißt es unter der 

Überschrift „Die neue Gesellschaft in der Schale der alten aufbauen“:

76 Unter Anarchosyndikalismus versteht man eine gewerkschaftliche Organisierung, die auf 
anarchistischen Prinzipien beruht. Der Anarchosyndikalismus knüpft an die kollektiven, 
kommunistischen und solidarischen Varianten des Anarchismus an und überträgt diese 
auf die gewerkschaftliche Arbeit. Er will die Lohnabhängigen nach den Prinzipien von 
Selbstbestimmung, Selbstorganisation und Solidarität organisieren.

„Eine Veränderung von Wirtschaft und Gesellschaft muss an deren Basis ansetzen und setzt 

Alternativen zu zentralistischen Staatsstrukturen voraus.“

(Internetseite der FAU, 20.12.2018)
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Was das AS damit meint, verdeutlicht die FAU in ihrem Selbstverständnis:

„In diesem Sinne verfolgt das Allgemeine Syndikat der FAU Hannover eine sozialrevolutio-

näre Strategie. Wir zielen also auf eine Umwälzung der gesellschaftlichen Verhältnisse ‚von 

unten‘ ab.“

(Internetseite der FAU, 20.12.2018)

Die „Grundprinzipien des Syndikalismus“ konkretisiert die FAU u. a. 

in einem Grundlagentext, der ebenfalls auf der Homepage der Or-

ganisation aufrufbar ist. In den beiden Kapiteln „Grundsätze und 

Ziele“ sowie „Kritik der bestehenden Verhältnisse“ hält die FAU für 

ihre Arbeit fest:

„Wir streben die Überwindung des Kapitalismus an.  

Wir beziehen uns [dabei] auf die Ideen des Anarchosyndikalismus.  

Kapitalismus ist kein Naturgesetz, sondern lediglich ein von Menschen geschaffenes  

Verhältnis, das durch kollektives Handeln der Arbeitenden aufgehoben werden kann.“

(Internetseite der FAU, 17.01.2018)

Der von der FAU angestrebte Systemwechsel soll dabei von basis-

demokratisch strukturierten Lokal- und Betriebsgruppen organisiert 

werden, die unter Rückgriff auf direkte und z. T. auch militante 

Aktionsformen, wie z. B. Fabrikbesetzungen, Streiks und Sabota-

geaktionen, vor Ort agieren sollen. Mit ihrem Engagement für Ge-

werkschaftsbelange und ihren Solidarisierungsbekundungen mit 

streikenden Arbeiterinnen und Arbeitern versucht die FAU anschluss-

fähig an demokratische Kreise zu werden und neue Mitglieder für 

ihre über diese Themen hinausgehenden systemablehnenden Ziele 

zu gewinnen. Neben einer Ortsgruppe in Hannover gibt es seit Sep-

tember 2017 auch eine FAU-Ortsgruppe und eine FAU-Jugendgrup-

pe in Göttingen. Zudem ist die FAU seit 2017 international wieder 

stärker vernetzt. Nachdem sie nach langjähriger Mitgliedschaft im 

Dezember 2016 aus der Internationalen ArbeiterInnen Assoziation 

(IAA) ausgeschlossen wurde, beteiligte sich die Gewerkschaft an 

mehreren Konferenzen zur Gründung eines neuen internationalen 

Zusammenschlusses anarchosyndikalistischer Organisationen. 
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Weiterhin besteht in Göttingen die der FAU nahe stehende 

„Anarcho-syndikalistische Jugendorganisation“ (ASJ). Sie ist 

Mitglied in der Föderation deutschsprachiger Anarchist*in-

nen, einem „Zusammenschluss anarchistischer Gruppen, Fö-

derationen, Projekten und Einzelpersonen aus dem deutsch-

sprachigen Raum.“ Auf ihrer Internetseite beschreibt sie sich 

wie folgt:

„Anarchistischen und syndikalistischen Ideen verbunden, 

streben wir eine herrschaftsfreie und selbstverwaltete Ge-

sellschaft an.“

(Internetseite der ASJ Göttingen, 22.01.2019)

Die ASJ organisiert in Göttingen regelmäßig öffentliche Abende und 

beteiligt sich an von Linksextremisten (mit-) initiierten Demonstra-

tionen und Kundgebungen, so auch im Jahr 2019. Neben der ASJ 

Göttingen agieren im Bundesgebiet noch mindestens drei weitere 

Jugendorganisationen.

Bewertung, Tendenzen, Ausblick

Im Vergleich zu den autonomen bzw. postautonomen Gruppierun-

gen sind anarchistische Organisationen generell von nachrangiger 

Bedeutung. Allein aufgrund ihrer theoretischen Zersplitterung dürf-

te sich daran auch künftig kaum etwas ändern. Der Anarchosyndika-

lismus wird auch im Jahr 2020 der am stärksten wahrnehmbare Teil 

des anarchistischen Spektrums in Deutschland und Niedersachsen 

bleiben.




